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Rehabilitation von Hausfrauen und Hausmännern mit einer Behinderung 


1. Im zweiten Bericht der Bundesregierung über die Lage der Behin- 
derten und die Entwicklung der Rehabilitation, Drucksache 11/4455 
wird festgestelit, daß es etwa 848 000 erwerbstätige und rund 129 000 
erwerbslose schwerbehinderte Menschen gibt. 

1.1 Ab welchem Alter sind Behinderte bei diesen Zahlen berück- 
sichtigt? 


Bei den im Zweiten Bericht der Bundesregierung über die Lage 
der Behinderten und die Entwicklung der Rehabilitation genann- 
ten Zahlen über beschäftigte und arbeitslose Schwerbehinderte 
wurden Schwerbehinderte ab Beginn des 15. Lebensjahres (Be- 
endigung der Schulpflicht) berücksichtigt. 


1.2 Wie groß ist die Zahl der schwerbehinderten Hausfrauen und 
Hausmärmer, die in diesen Zahlen nicht berücksichtigt sind? 


Nach der vom Statistischen Bundesamt alle zwei Jahre zu er- 
stellenden Statistik nach § 53 Abs. 1 Schwerbehindertengesetz 
(SchwbG) gab es Ende Dezember 1989 insgesamt 5,3 Milhonen 
anerkannte Schwerbehinderte, also Personen mit einem Grad der 
Behinderung von wenigstens 50. Nach Angaben der Bundesan- 
stalt für Arbeit standen davon rund 1,0 Millionen Schwerbehin- 
derte in einem Beschäftigungsverhältnis oder waren arbeitslos. 
Wie viele der übrigen rund 4,3 Milhonen Sch^werbehinderten als 
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Hausfrauen oder Hausmänner tätig waren, ist nicht bekannt. Eine 
statistische Erfassung der Schwerbehinderten nach Berufen hat 
der Gesetzgeber nicht vorgesehen. 


1.3 Treffen diese Zahlen heute noch zu? 


Nach den Ergebnissen aus dem letzten Anzeigeverfahren nach 
§ 13 Abs. 2 SchwbG der Bundesanstalt für Arbeit waren im Ok- 
tober 1989 rund 875 000 Schwerbehinderte beschäftigt. Im glei- 
chen Monat waren rund 122 000 Schwerbehinderte arbeitslos ge- 
meldet. 

Die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten betrug in den alten 
Bundesländern im April 1991 rund 116 000. 


1.4 Warum wurde nach diesen beiden Kategorien und nicht z.B. 
nach dem Geschlecht auf geteilt? 

1.5 Wie viele behinderte Menschen gibt es insgesamt, aufgeglie- 
dert nach 

— Körperbehinderten 
— Gehörgeschädigten 
— Blinden 
— Sehbehinderten? 

1.6 Wie sind die Zahlen zu Frage 1.5, aufgeghedert nach Männern 
und Frauen? 


Soweit die Regelungen des Schwerbehindertengesetzes darauf 
ab zielen, festzustellen, ob und inwieweit Betriebe und Verwaltun- 
gen ihrer Verpflichtung, Schwerbehinderte zu beschäftigen, 
nachkommen und in welcher Höhe Ausgleichs ab gäbe zu zahlen 
ist, ist eine Differenzierung nach Geschlecht grundsätzlich nicht 
vorgesehen und für diese Zwecke auch nicht erforderlich. Es ist 
aber davon auszugehen, daß bei den Schwerbehinderten, die eine 
Beschäftigung haben, der Anteil der Frauen rund 40 Prozent be- 
trägt. 

Aus der letzten Strukturanalyse der Bundesanstalt für Arbeit geht 
hervor, daß im September 1990 rund 119 000 Schwerbehinderte 
arbeitslos waren, darunter rund 41 000 (= 34 Prozent) Frauen. 

Gemäß § 53 Abs. 1 SchwbG erfaßt das Statistische Bundesamt 
anerkannte Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinderung 
von wenigstens 50 nach der Art der schwersten Behinderung. 
Danach gab es zum 31. Dezember 1989 insgesamt 5 309 534. 
Schwerbehinderte, darunter 2446 656 Frauen. Eine nach Art der 
schwersten Behinderung und Geschlecht gegliederte Darstellung 
findet sich in der einschlägigen Veröffentlichung des Statistischen 
Bundesamtes. 


2. In dem Kapitel „Berufliche Bildung Behinderter und berufliche 
Rehabilitation" des o. g. Berichtes wird unter Beruf lediglich jene 
Tätigkeit verstanden, die auf dem Arbeitsmarkt angeboten wird, 
d. h. Erwerbstätigkeit. 
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2.1 Ist die Interpretation dieser Aussage richtig, daß die Bundes- 
regierung die Tätigkeit der Haushaltsführung (ob von Frauen 
oder Männern ausgeübt) nicht als Beruf anerkennt? 


Die Ausführungen des Berichts sagen nichts über die Anerken- 
nung der Haushaltsführung als „Beruf"; zum Beispiel gilt nach 
der zu § 42 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) ergangenen An- 
ordnung der Bundesanstalt für Arbeit die Tätigkeit im eigenen 
Haushalt als eine berufliche Tätigkeit. Allerdings hat der Gesetz- 
geber die finanzielle Förderung der beruflichen Eingliederung auf 
die Eingliederung in den Arbeitsmarkt beschränkt. Dies ent- 
spricht dem Grundgedanken des Arbeitsförderungsgesetzes, daß 
die grundsätzlich aus Beiträgen der Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer finanzierten Maßnahmen auf eine künftige beitragspflichtige 
Beschäftigung ausgerichtet sind und der Vermeidung oder der 
Beendigung von Arbeitslosigkeit dienen sollen. Da der genannte 
Bericht vor allem die tatsächlich erbrachten Sozialleistungen und 
sonstigen Hilfen zur Eingliederung Behinderter darstellt, folgt 
seine Gliederung und Darstellung dieser Rechtslage. 


2.2 Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Nichtanerkennung 
der Haushaltsführung als Beruf für das Recht der Inanspruch- 
nahme und Finanzierung von Rehabilitationsmaßnahmen z, B. 
von 

— einer durch einen Autounfall querschnittsgelähmten Haus- 
frau, 

— einer durch Diabetes späterbhndeten Hausfrau, 

die nach Eintritt der Behinderung weiterhin den Haushalt füh- 
ren wollen? 

2.3 Wer finanziert einem bisher erwerbstätigen Ehemann/einer 
bisher erwerbstätigen Ehefrau Umschulungs- bzw. Rehabüita- 
tionsmaßnahmen zum Wiedererlernen haushaltsführender 
Tätigkeiten, wenn diese Personen sich z. B. nach Eintritt einer 
Späterblindung oder Querschnittslähmung entscheiden, die 
bisherige Erwerbstätigkeit aufzugeben und statt des Partners 
die Haushaltsführung zu übernehmen? 

2.4 Wer finanziert einem erwerbstätigen Mann/einer erwerbs- 
tätigen Frau nach Eintritt einer Behinderung (z. B. Spät- 
erblindung durch Diabetes, Querschnittslähmung durch Unfall 
im eigenen Haus oder durch Straßenverkehrsunfall) eine Reha- 
bilitationsmaßnahme zum Wiedererlemen von Haushaltsfüh- 
mngstätigkeiten unter Beibehaltung der Erwerbstätigkeit, und 
erhalten die Betroffenen für diese spezielle Rehabili- 
tationsmaßnahme bezahlten oder unbezahlten Urlaub? 

Wie ist dies im Öffentlichen Dienst geregelt? 


Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
sind nicht abhängig von der Anerkennung der Haushaltsführung 
als Beruf, sondern vielmehr davon, ob es sich um Maßnahmen der 
medizinischen Rehabilitation handelt. Für berufliche oder soziale 
Rehabilitation ist die gesetzliche Krankenversicherung nicht zu- 
ständig. 

Die Rentenversicherung erbringt an Personen, die vor Eintritt 
einer Krankheit oder vor einem Unfall niemals eine rentenver- 
sicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt haben, keine Rehabili- 
tationsleistungen. Dies ist Ausdruck des der Rentenversicherung 
zugrundeliegenden Versicherungsprinzips, wonach Leistungen 
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aus dieser Versicherung nur Personen erhalten, die - nach nähe- 
rer Ausgestaltung des Gesetzes — derzeit Beiträge zur Rentenver- 
sicherung zu entrichten haben. 

Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung sind für den 
hier versicherten Personenkreis dann zu erbringen, wenn die 
Tätigkeit, die zu einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit 
geführt hat, eine „versicherte" Tätigkeit i. S, des Gesetzes gewe- 
sen ist. Die Tätigkeit im Haushalt ist - soweit sie nicht im Rahmen 
eines Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt 
wird — in der gesetzlichen Unfallversicherung nicht versichert. 

Wer zum Zeitpunkt des Eintritts der Krankheit oder des Unfalls 
rentenversicherungspflichtig beschäftigt ist, kann von der Renten- 
versicherung medizinische Leistungen zur Rehabilitation in An- 
spruch nehmen, auch wenn beabsichtigt ist, in Zukunft eine nicht 
erwerbsmäßige Haushaltsführungstätigkeit aufzunehmen. Vor- 
aussetzung ist lediglich, daß durch die medizinische Rehabili- 
tation die - potentielle - Erwerbsfähigkeit wesentlich gebessert 
oder wiederhergestellt oder daß bei einer bereits geminderten 
Erwerbsfähigkeit Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit abgewendet 
werden kann. Die Unfallversicherung erbringt ebenfalls nach 
einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit umfassende Lei- 
stungen zur medizinischen Rehabilitation. 

Leistungen zur beruflichen Rehabilitation werden in der Renten- 
versicherung erbracht, soweit hierdurch die Fähigkeit zur Aus- 
übung einer Erwerbstätigkeit hergestellt bzw. wiederhergestellt 
werden soll; auch in der Unfallversicherung soll durch derartige 
Leistungen ausschließlich eine Wiedereingliederung in das Er- 
werbsleben gefördert werden. Zu berücksichtigen ist jedoch, daß 
durch die Durchführung medizinischer Leistungen zur Reha- 
büitation in aller Regel auch die Fähigkeit zur Führung eines 
Haushalts positiv beeinflußt wird. 

Der Leistungskatalog der Unfallversicherung sieht auch „sonstige 
Leistungen" vor, um das Ziel der Rehabilitation zu erreichen und 
zu sichern. Hierzu zählen beispielsweise Hilfen bei der Beschaf- 
fung einer behinderungsgerechten Wohnung bzw. bei dem Um- 
bau oder bei der Umgestaltung einer bereits vorhandenen Woh- 
nung in der Weise, daß der Behinderte möglichst weitgehend 
selbständig in der Wohnung leben und tätig werden kann; ferner 
kann Hilfe im Haushalt erbracht werden, wenn wegen der Unfall- 
folgen der Haushalt nicht alleine versorgt werden kann. Sofern 
ein Wiedererlernen haushaltsführender Tätigkeiten im Einzelfall 
notwendig wäre, würden gesetzliche Regelungen einer Über- 
nahme der Kosten durch die Unfallversicherungsträger nicht ent- 
gegenstehen, und zwar unabhängig davon, ob die verletzte Per- 
son weiterhin erwerbstätig sein oder eine Erwerbstätigkeit nicht 
mehr ausüben kann. 

Das Leistungsrecht der Sozialhilfe sieht - nachrangig zur Lei- 
stungspflicht anderer Sozialleistungsträger - im Rahmen der Ein- 
gliederungshilfe für Behinderte vielfältige Leistungen vor, deren 
Art und Umfang sich nach den Erfordernissen des Einzelfalles 
richten und die das Ziel verfolgen, dem Behinderten weitestmög- 
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lieh die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermög- 
lichen. Dazu kann auch die Vermittlung praktischer Fähigkeiten 
z. B. für die Besorgung des Haushaltes gehören. Allgemeine Vor- 
aussetzung für die Hilfen ist jedoch, daß der Behinderte die 
Kosten dieser Maßnahmen aus seinem Einkommen und Ver- 
mögen nicht selbst finanzieren kann, also auf die Hilfe der Ge- 
meinschaft angewiesen ist. 

Im öffenthehen Dienst des Bundes gelten folgende Regelungen: 

Beamte, die einen Dienstunfall (§31 BeamtVG) erhtten haben, 
erhalten Unfallfürsorgeleistungen, zu denen auch Rehabüitations- 
maßnahmen gehören. Die Unfallfürsorge umfaßt u. a. 

— das Heilverfahren (§§ 33, 34 BeamtVG) und 

— den Unfallausgleich (§ 35 BeamtVG). 

Im Rahmen des Heilverfahrens werden den Beamten durch den 
Dienstherrn die notwendigen und angemessenen Kosten des 
Heilverfahrens erstattet, um die Folgen des Dienstunfalles zu 
beseitigen oder soweit als möghch zu mindern. Hierzu gehört 
neben der Heilbehandlung im engeren Sinne auch die medizi- 
nische Rehabilitation, ferner u. a. die Ausstattung mit Hilfsmitteln 
einschließhch einer notwendigen Ausbildung im Gebrauch der 
Hilfsmittel sowie behinderungsgerechter Änderungen von Ge- 
brauchsgegenständen des täglichen Lebens oder Zusatzaustat- 
trmgen, sofern der Behinderte bei nicht-beruflichen Verrichtun- 
gen im täghehen Leben dringend auf sie angewiesen ist, um die 
Folgen der Behinderung zu erleichtern. 

Daneben ist auch die Erstattung von Pflegekosten vorgesehen, 
wenn der Verletzte infolge des Dienstunfalls zu den persönlichen 
Verrichtungen des täghehen Lebens (An- und Auskleiden, Kör- 
perpflege, Nahrungsaufnahme usw.) aus eigener Kraft nicht im- 
stande ist; hierzu gehören auch die Maßnahmen zur Wieder- 
erlangung solcher Tätigkeiten des täghehen Lebens. 

Die Kosten für eine Hilfskraft zur Führung und Aufrechterhaltung 
des Haushalts werden hiernach grundsätzheh nicht gesondert 
erstattet; hierzu dient vielmehr der Unfallausgleich nach § 35 
BeamtVG, der (auch) dem pauschalierten Ersatz von Mehrauf- 
wendungen dient, die dem Beamten durch die dienstunfahbe- 
dingte Beschränkung seiner Erwerbsfähigkeit entstehen; ferner 
stellt er einen Ausgleich für sonstige, durch den Körperschaden 
verursachten immaterielle Einbußen und Unannehmlichkeiten 
dar. 

In der beamtenrechthehen Krankenfürsorge ist durch Beihilfen 
sichergestellt, daß Aufwendungen im Rahmen der beihilferecht- 
hchen Bemessungssätze erstattet werden, soweit diese durch not- 
wendige ambulante oder stationäre Behandlungen, Sanatoriums- 
aufenthalte oder Heilkuren entstanden sind. Außerdem sind Bei- 
hilfen zum Beispiel zu den Kosten von Beschaffung, Betrieb, 
Unterhaltung sowie für eine Unterweisung im Gebrauch der Hilfs- 
mittel vorgesehen. Ähnlich wie in der gesetzhehen Krankenver- 
sicherung gehören hierzu jedoch nicht Hilfen zur allgemeinen 
sozialen Eingliederung, insbesondere nicht Hilfen zur Ermög- 
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lichung und Erleichterung der Besorgung des Haushalts. Gleich- 
wohl kann bei hauswirtschafthchen Lehrgängen auch Sonder- 
urlaub oder Arbeitsbefreiung - in der Regel unter Wegfall der 
Bezüge - gewährt werden. 


3. In der US-amerikanischen Rehabüitationsgesetzgebung wurde 
bereits 1954 auf Initiative der damaligen Direktorin des „Office of 
Vocational Rehabilitation" eine Gesetzesänderung (Amendment to 
the Vocational Rehabilitation Act) eingebracht, wodurch Haushalts- 
führung als Beruf anerkannt wurde und entsprechend unter die be- 
rufliche Rehabilitation fällt und damit finanziell durch die öffenthche 
Hand gefördert wird. 

3.1 Ist der Bundesregierung die Anerkennung der Rehabihtations- 
würdigkeit der Haushaltsführungstätigkeit mit der Konse- 
quenz, entsprechende Maßnahmen aus öffenthcher Hand zu 
fördern, aus anderen Ländern bekannt? 


Erkenntnisse über die Rechtslage und Praxis bezüglich der Reha- 
bilitation von Hausfrauen und Hausmännern in anderen Ländern 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 


3.2 Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, ähnliche ge- 
setzliche Schritte zu unternehmen? 

3.3 Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche Schritte zur Gleich- 
stellung 

a) der Rehabüitation für den Erwerbsbereich (bisher als 
„berufliche Rehabilitation" bezeichnet) mit der Rehabilita- 
tion für die Haushaltsführung und 

b) der Rehabihtation von Menschen, die für die Wiederein- 
ghederung in das Erwerbsleben rehabilitiert werden möch- 
ten, mit der Rehabilitation von Menschen, die nach Eintritt 
der Behindenmg zur AufnahmeAViederaufnahme der 
Haushaltsführung rehabilitiert werden möchten, zu unter- 
nehmen? 

3.4 Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende Anregungen in 
der hier aufgezeigten Richtung aufzugreifen, auch wenn in 
Kapitel 12 des o. g. Berichtes („Weiterentwicklung des Rechts 
zur Eingliederung Behinderter") nichts darauf hindeutet, daß 
eine Gleichstellung der nichterwerbstätigen Hausfrau/des 
nichterwerbstätigen Hausmannes von der Bundesregierung 
intendiert ist? 


Die Bundesregierung setzt sich stets dafür ein, daß die Tätigkeit in 
der Familie gleiche gesellschaftliche Anerkennung erfahren soll 
wie die Erwerb Stätigkeit und will damit die gleichgewichtige 
Bedeutung für die Gesellschaft hervorheben. Dies bedeutet aber 
nicht, daß alle mit Erwerb Stätigkeit verbundenen Rechte und 
Pflichten (insbesondere in der Sozialversicherung) ohne weiteres 
auf Haushaltstätigkeit übertragbar sind. 


4. In den Jahren 1975 und 1976 finanzierte das damalige Famiiienmini- 
sterium zwei Modellversuche des Deutschen Blindenverbandes, ge- 
nannt „Hauswirtschaftslehrgänge für späterblindete Menschen". 

4.1 Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über Erfolg 
oder Mißerfolg dieser Rehabilitationsmaßnahme vor? 

4.2 Aus welchen Gründen wurde sie nicht weiter finanziell unter- 
stützt? 
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4.3 Gibt es andere modellhafte Rehabilitationsmaßnahmen zur 
Wiederbefähigung zur Haushaltsführung, die von der Bundes- 
regierung gefördert wurden? 

Mit weichem Ergebnis? 


Die von Ihnen angesprochenen Modellversuche haben ihre Ziel- 
setzung erreicht; sie dienten der Anschubfinanzierung. Seither 
werden derartige Lehrgänge zuerst vom Deutschen Blindenver- 
band, jetzt von dessen Landesverbänden durchgeführt. Inzwi- 
schen führen auch etliche Behinderten-Selbsthilfeorganisationen 
Mobilitäts- und Hauswirtschaftsseminare etc. - überwiegend auf 
regionaler Ebene - durch. 


5. Die Bundesregierung widmet in dem o. g. 55 Seiten umfassenden 
Bericht ganze 33 Zeilen (!) dem Thema „behinderte Frauen". 

5.1 Ist dieser kurze, sehr allgemein gehaltene Abschnitt 8.10 ein 
Eingeständnis der Regierung, daß die spezifischen Probleme 
behinderter Frauen, behinderter Mütter und behinderter Haus- 
frauen bisher weder in den gesetzlichen Grundlagen noch in 
der Rehabilitationsforschung und Rehabilitationspraxis berück- 
sichtigt wurden? 


Die spezifischen Probleme von „Frauen in der beruflichen Reha- 
bilitation" sind im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung ausführlich untersucht und 1989 in einem For- 
schungsbericht dargestellt worden. 

Auch in gesetzlichen Grundlagen wird die besondere Situation 
von behinderten Frauen und Männern mit Familienpflichten be- 
rücksichtigt. 

So verlängert § 59 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 AFG die Rahmenfrist für den 
Bezug von Übergangsgeld während berufsfördernder Reha- 
bilitationsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, soweit wegen 
der Betreuung und Erziehung eines Kindes keine Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt wurde. Durch Leistung von Haushaltshilfe soll 
Personen mit betreuungsbedürftigen Kindern die Teilnahme an 
berufsfördernden Rehabilitationsmaßnahmen ermöglicht werden. 
Auch die ab 1992 vorgesehene Verdoppelung der Zahl der Fami- 
lienheimfahrten während berufsfördernder Maßnahmen zur 
Rehabilitation ist darauf gerichtet, die Familienbindungen der 
Rehabüitanden und ihren Kontakt mit dem Familienhaushalt zu 
stärken. 


5.2 In Abschnitt 8.10 wird auf eine Vereinbarung des Bundesver- 
bandes der Betriebskrankenkassen mit dem Müttergene- 
sungswerk hingewiesen. 

a) Welche Vereinbarungen sind hierbei gemeint, und welche 
konkreten Inhalte sind durch sie geregelt? 

b) Welche sonstigen Vereinbarungen zur Rehabilitation von 
Frauen gibt es? 

c) Aus welchem Grund wird dabei nur die „medizinische Prä- 
vention und Rehabilitation" berücksichtigt und nicht die be- 
rufliche Rehabilitation auch zur Haushaltsführung) bzw. die 
gesellschaftliche und soziale Integration? 
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Der Bundesverband der Betriebskrankenkassen und die anderen 
Spitzenverbände der Krankenkassen mit Ausnahme der Ver- 
bände der Ersatzkassen haben mit dem Deutschen Müttergene- 
sungswerk sowie der Arbeiterwohlfahrt, dem Paritätischen Wohl- 
fahrtsverband, dem Deutschen Roten Kreuz sowie der Evangeh- 
schen und der Kathohschen Arbeitsgemeinschaft für Müttergene- 
sung gemeinsame Rahmenempfehlungen zur Durchführung von 
Vorsorgekuren für Mütter und Müttergenesungskuren be- 
schlossen. 

Die am 1. Oktober 1990 beschlossenen Rahmenempfehlungen 
gehen davon aus, daß alle Mütter durch ihre vielfachen Belastun- 
gen in immer stärkerem Maße komplexen Gesundheitsgefähr- 
dungen ausgesetzt sind. Das Müttergenesungswerk und die ge- 
nannten Trägergruppen haben es sich daher zur Aufgabe ge- 
macht, den spezifischen Gesundheitsstörungen von Müttern im 
Rahmen stationärer Kurmaßnahmen mit einer umfassenden ganz- 
heithchen Therapie zu begegnen. 

Dem spezifischen Versorgungsbedarf von Müttern hat das Ge- 
sundheitsreformgesetz durch Sonderregelungen zur Durchfüh- 
rung von Kuren für Mütter und Müttergenesungskuren durch die 
gesetzhchen Krankenkassen Rechnung getragen. Gesetzlich vor- 
gegebener Inhalt der Vereinbarung sind die aus medizinischen 
Gründen erforderlichen Maßnahmen (§§ 24, 41 SGB V). Die be- 
schlossenen Richthnien dienen der Förderung der Zusammen- 
arbeit zwischen den gesetzhchen Krankenkassen und dem Müt- 
tergenesungswerk und den Trägergruppen bei der Erfüllung ihrer 
gemeinsamen gesundheits- und sozialpohtischen Aufgaben- 
stellung. 

Weitere Vereinbarungen in der gesetzhchen Krankenversiche- 
rung, die sich speziell auf die Situation rehabilitationsbedürftiger 
Frauen beziehen, sind der Bundesregierung nicht bekannt. Maß- 
nahmen der beruflichen Rehabihtation oder der gesellschafthchen 
und sozialen Integration sind nicht Aufgabe der gesetzhchen 
Krankenversicherung. 


5.3 In Abschnitt 8.10 des Berichtes heißt es u. a. „zu begrüßen ist, 
daß die spezifischen Probleme behinderter Frauen durch ent- 
sprechende Publikationen zunehmend in das Bewußtsein der 
Öffentlichkeit Eingang finden''. Worauf gründet die Bundes- 
regierung diese Aussage, zumal die Durchsicht der wissen- 
schaftlichen Literatur, die sich mit den Problemen behinderter 
Menschen beschäftigt, eher zur gegenteiligen Auffassung füh- 
ren muß, nämlich daß die Probleme behinderter Frauen gerade 
kaum Berücksichtigung finden. Welches sind die zitierten „ent- 
sprechenden Publikationen", die der Bundesregierung Anlaß 
geben, so optimistisch zu sein? 


Das Thema „behinderte Frauen"' wird mehr und mehr von Behin- 
dertenorganisationen und Selbsthilfeverbänden aufgegriffen und 
sowohl in Verbandspublikationen als auch auf Verbandstagungen 
behandelt, in letzter Zeit beispielsweise auf einer Arbeitstagung 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabihtation im November 
1990 in Nürnberg. 
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Das Literaturverzeichnis in dem Forschungsbericht „Frauen in der 
beruflichen Rehabilitation führt die bis dahin erschienenen 
Publikationen auf. Beispielhaft ist auf zwei Bücher hinzuweisen: 
„Behinderte Frauen in unserer Gesellschaft - Lebensbedingun- 
gen und Probleme einer wenig beachteten Minderheit" von Bar- 
zen u. a. (Bonn 1988) sowie auf das gleichfalls 1988 im selben 
Verlag (REHA- Verlag GmbH) erschienene Buch „Behinderte 
Frauen" von Jens Wienhues. 


6. In Kapitel 9 des o. g. Berichtes, „TeiUiabe Behinderter am Leben der 
Gesellschaft insgesamt'' fällt auf, daß auch hier sowohl in den tabel- 
larischen Übersichten als auch im Text keine Finanzhilfen für die 
Wiederbefähigung zur Haushaltsführung aufgeführt sind. 

6. 1 Heißt dies - eine innere Logik in dem Bericht unterstellt - daß 
es zwischen 1980 und 1986 keine „Hilfen zur Wiederbefähi- 
gung zur Haushaltsführung" gegeben hat? 

6.2 Sind Beiträge für die „Hilfe zur Wiederbefähigung zur Haus- 
haltsführung" u. U. in einem anderen der in den Tabellen be- 
nutzten Titeln versteckt? 

Wenn ja, wie hoch sind sie? 


Die Bundesstatistik der Sozialhilfe weist Hilfen zur Besorgung des 
Haushalts (§ 16 Nr. 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung) nicht 
gfesondert aus. In der Tabelle unter Ziffer 9,3, des Zweiten Berich- 
tes der Bundesregierung sind diese Hilfen in den Beträgen für 
„sonstige Eingliederungshilfe" miterfaßt. 


7. Obwohl in Kapitel 11 des o. g. Berichtes Wegweiser für zukünftige 
Forschungsschwerpunkte zu finden sind, fehlt der gesamte Komplex 
der Haushaltsführung behinderter Menschen. 

7.1 Ist die Bundesregierung bereit, Finanzmittel zur Verfügung zu 
stellen für Forschung und Entwicklung z. B. von 

— behindertengerechten, z. B. blindenspezifischen haushalts- 
technischen Geräten, 

— behindertengerechter Arbeitsplatzgestaltung für eine un- 
fallsichere Erledigung hauswirtschaftlicher Tätigkeiten, 

— Lehrplänen, Rehabüitationsmaßnahmen zur Wiederbefähi- 
gung/Befähigung behinderter Männer und Frauen zur 
Haushaltsführung. 

7.2 Ist die Bundesregierung hierbei bereit, nicht nur die Erfahrun- 
gen der traditionellen Rehabilitationseinrichtungen zu berück- 
sichtigen, sondern auch auf die Erkenntnisse haushaltswissen- 
schaftlicher Forschung zurückzugreifen bzw. da, wo neue For- 
schung notwendig ist, entsprechende haushaltswissenschaft- 
liche Forschungseinrichtungen miteinzubeziehen? 


Im Förderbereich „Technische Hilfen für Blinde" des Programms 
der Bundesregierung „Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit" wurden von 1976 bis 1988 44 Vorhaben mit 
insgesamt 13 Mio. DM gefördert, und zwar 

— Kommunikationshilfen, 

— Informationshilfen, 

— Mobilitäts- und Orientierungshilfen und 

— Hilfen für den täglichen Bedarf. 

Obwohl kleine Alltagshilfen für hochgradig Sehgeschädigte von 
besonderer Wichtigkeit sind, wurde in einer Repräsentativbefra- 
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gung aller Sehgeschädigten in der Bundesrepublik Deutschland 
kein konkreter Bedarf artikuliert, der von der Bundesförderung 
hätte aufgegriffen werden können. Abgesehen davon, daß im All- 
tagsbereich Training, individuelle Fertigkeit, Tricks etc. eine 
große Rolle spielen, konnten gleichwohl einzelne Forschungsvor- 
haben (blindengerechtes Thermometer, Taschenrechner für 
Blinde, Diktier- und Abhörgeräte, etc.) durch Bundesförderung 
unterstützt werden. 

Im Rahmen des nachfolgenden Förderschwerpunktes „Tech- 
nische Hilfen für Behinderte" wurde mit der Förderung von Vor- 
haben zur Entwicklung von Hilfen für Hör- und Sprachgeschä- 
digte begonnen. 

Soweit Beschränkungen der Lebensführung durch eine Behinde- 
rung im Alter auftreten, sind sie Gegenstand von Forschungsvor- 
haben, die im Rahmen des Förderschwerpunkts „Forschung und 
Entwicklung altersgerechter Technik" von der Bundesregierung 
gefördert werden. Wohnung und Wohnumfeld bilden eines der 
fünf Sachgebiete dieses Schwerpunkts. Eine schon laufende Stu- 
die zu den Wechselwirkungen von Technik, Alter und Lebens- 
qualität macht deutlich, wie technische Hilfen im häuslichen All- 
tag die Möglichkeit älterer Menschen, soziale Beziehungen einzu- 
gehen, beeinflussen. 

Vor der Inangriffnahme weiterer Forschungsaktivitäten in diesem 
Bereich kommt es der Bundesregierung darauf an, das vorhan- 
dene Wissen über technische Hilfen für Behinderte zu erschließen 
und möglichst breit nutzbar zu machen. Sie strebt daher an, in der 
im Aufbau befindlichen Datenbank REHADAT möglichst rasch 
Informationen über alle Arten von bereits verfügbaren Hilfsmit- 
teln zu dokumentieren und allen Interessierten, darunter auch 
Beratern und einschlägig tätigen Forschungseinrichtungen, zur 
Verfügung zu stellen, auch als Grundlage für praxisorientierte 
und marktfähige Fortentwicklungen. 
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